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Kleine Anfrage  

des Abgeordneten  Jörg Nobis (AfD) 

und 

Antwort 

der Landesregierung –  Ministerin für Inneres, ländliche Räume, 

Integration und Gleichstellung 

Geschwindigkeitsüberwachung im Bereich der Rader Hochbrücke auf der 
Bundesautobahn 7 

 

Das Land hat 2020 elf Personalstellen für die administrative Durchführung der Ge-
schwindigkeitsüberwachung auf der Bundesautobahn 7 im Bereich der Rader Hoch-
brücke eingerichtet. 

1) Wie viele der Stellen sind zum Ende eines jeden Quartals besetzt gewesen? 

1. Quartal 2020 2 

2. Quartal 2020 3 

3. Quartal 2020 9 

4. Quartal 2020 8 

1. Quartal 2021 9 

2. Quartal 2021 10 

 

2) Wie hoch waren die auf diese Stellen entfallenden Personalkosten für das 
Jahr 2020 und das erste Halbjahr 2021?  
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Die Personalkosten für das Jahr 2020 betrugen rund 242,5 T€. Im ersten 
Halbjahr 2021 sind Personalkosten in einer Höhe von rund 222 T€ 
entstanden. 

3) Wie viele Verfahren wegen Überschreitung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit im Bereich der Rader Hochbrücke auf der BAB 7 
wurden in den Jahren 2020 und 2021 (1. Halbjahr) eingeleitet? Wie viele 
Verfahren gab es und wie hoch war die Summe der festgesetzten 
Ordnungsgelder? Wie viele davon wurden erfolgreich beigetrieben?  

 
Bußgeld Anzahl erfasste 

Verstöße 1) 

Bußgelder 
brutto 

Anzahl durchgeführte 

Verfahren 1) 

Zahlungseingang 
Bußgeld 

2020 10.791  820.003 € 17.288  937.000 € 

2021 2) 3580 265.910 € 3.828 347.000 € 

 
 

Verwarngeld Anzahl erfasste 

Verstöße 1) 

Verwarngelder 
brutto 

Anzahl durchge-

führte Verfahren 1)  

Zahlungseingang 
Verwarngeld 

2020 49.411 787.209 € 44.409 587.941 € 

2021 2) 16.366 248.675 12.486 188.874 € 

 
   

1) Die Differenz der erfassten bzw. tatsächlichen durchgeführten Bußgeld-
verfahren ergibt sich durch die Überleitung von Verwarngeldverfahren in 
Bußgeldverfahren. Verwarnungen, die aus verschieden Gründen nicht an-
genommen und deren Verwarnungsgelder dementsprechend nicht bezahlt 
wurden (wie z.B. Nichtbezahlen von Verwarngeldern, Einlegen von Wider-
sprüchen), werden an die örtlich zuständigen Bußgeldstellen übergeleitet. 
Bei den Bußgeldstellen werden in diesen Fällen Bußgeldbescheide erstellt. 
 

2) 1. Halbjahr 


